
 
 
 
 
 

 
 

 
Bezeichnung: 
 
Anpassung der Hauptsatzung 
 
 
Sachverhalt: 
 
Die bisherige Hauptsatzung in der Fassung der siebten Änderungssatzung vom 13.06.2024 wird 
strukturell und inhaltlich überarbeitet, ohne die grundlegende Aufgabenverteilung zwischen 
Kreistag, Kreisausschuss bzw. Landrat zu verändern.  
 
Im Vordergrund stehen neben redaktionellen Anpassungen insbesondere die Präzisierung 
abweichender Zuständigkeiten in Bezug auf einzelne Wertgrenzen sowie eine Modernisierung 
der Regelungen zur Bekanntmachung von Satzungen und Verordnungen. 
 
 
Beschlussvorschlag: 

 
Der Kreistag des Landkreises Rotenburg (Wümme) beschließt die als Anlage 
beigefügte Hauptsatzung des Landkreises Rotenburg (Wümme) in der Fassung der 
Neufassung vom … . Die bisherige Hauptsatzung in der Fassung der siebten 
Änderungssatzung vom 13.06.2024 tritt mit dem Inkrafttreten der Neufassung außer 
Kraft. 
 

 
 
 
 
 
Prietz 
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Dezernat I  
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Drucksachen-Nr.:  2021-26/1082 
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Hauptsatzung 
des Landkreises Rotenburg (Wümme) 

 
Nachstehend abgedruckt ist der Wortlaut der Satzung in der zur Zeitzurzeit geltenden 
Fassung. Die abgedruckte Fassung berücksichtigt die siebte Änderungssatzung vom 
13.06.2024. 
 
 

§ 1 
Name und Sitz 

 
Der Landkreis führt den Namen Landkreis Rotenburg (Wümme). Er hat seinen Sitz in Roten-
burg (Wümme). 
 
 

§ 2 
Wappen, Flagge und Dienstsiegel 

 
(1) Das Wappen des Landkreises zeigt - geteilt durch einen schwarzen Balken - oben in 
Silber einen golden gekrönten, blau bewehrten und bezungten roten Löwen, der in der 
rechten Vorderpranke ein schwarzes Nagelspitzkreuz hält, und unten von Silber und Blau 
geviert, einen roten über einen silbernen gekreuzten Schlüssel. 
 
(2) Flagge und Banner des Landkreises zeigen die Farben gelb-weiß mit dem Wappen des 
Landkreises. 
 
(3) Das Dienstsiegel enthält das Wappen und die Umschrift „Landkreis Rotenburg 
(Wümme)“. 
 
 

§ 3 
Geschäftsordnung 

 
Das Verfahren des Kreistages und des Kreisausschusses wird durch die vom Kreistag zu 
erlassende Geschäftsordnung geregelt. Diese bestimmt auch das Verfahren der nach § 71 
NKomVG gebildeten Ausschüsse (Fachausschüsse); sie gilt sinngemäß für sonstige Aus-
schüsse und Beiräte. 
 
 

§ 3a 
Medienöffentlichkeit 

 
(1) In öffentlichen Sitzungen dürfen Vertreterinnen und Vertreter der Medien sowie die 
Verwaltung Film- und Tonaufnahmen von den Mitgliedern der Vertretung mit dem Ziel der 
Berichterstattung anfertigen. Die Anfertigung der Aufnahmen ist der Vorsitzenden oder dem 
Vorsitzenden vor dem Beginn der Sitzung anzuzeigen. Sie oder er hat die Mitglieder des 
Kreistages zu Beginn der Sitzung darüber zu informieren. 
(2) Der Kreistag kann beschließen, dass die öffentlichen Sitzungen des Kreistages und seiner 
Fachausschüsse als Livestream im Internet übertragen werden, sofern nicht im Einzelfall 
Gründe des öffentlichen Wohls oder zu wahrende berechtigte Interessen Einzelner dem 
entgegenstehen. 
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(3) Abgeordnete können verlangen, dass die Aufnahme ihres Redebeitrages oder die 
Veröffentlichung der Aufnahme unterbleibt (§ 64 Abs. 2 Satz 3 NKomVG). Das Verlangen ist 
gegenüber der Vorsitzenden oder dem Vorsitzenden zu Beginn der Sitzung geltend zu 
machen und im Protokoll zu dokumentieren. Die Vorsitzende oder der Vorsitzende hat im 
Rahmen ihrer oder seiner Ordnungsgewalt (§ 63 NKomVG) dafür Sorge zur tragen, dass die 
Aufnahmen unterbleiben. 
(4) Film- und Tonaufnahmen von anderen Personen als den Abgeordneten, insbesondere 
von Einwohnerinnen und Einwohnern sowie von Beschäftigten des Landkreises/der Region 
Hannover, sind nur zulässig, wenn diese Personen eingewilligt haben. 
(5) Die Zulässigkeit von Tonaufnahmen zum Zwecke der Erstellung des Protokolls bleibt 
davon unberührt. 
 
 

§ 4 
Abweichende Zuständigkeiten 

 
Der Beschlussfassung des Kreistages bedürfen nicht 
a) die Festlegung allgemeiner privatrechtlicher Entgelte i. S. d. § 58 Abs. 1 Nr. 8 NKomVG, 

deren jährliches Aufkommen die Höhe von 2100.000,00 Euro voraussichtlich nicht über-
steigt, 

b) Rechtsgeschäfte über Kreisvermögen i. S. d. § 58 Abs. 1 Nr. 14 NKomVG, deren Vermö-
genswert die Höhe von 500.000 Euro nicht übersteigt; 

c) die Übernahme von Bürgschaften oder sonstigen Sicherheiten i. S. d. § 58 Abs. 1 Nr. 16 
NKomVG, die den Betrag von 50.000 Euro nicht übersteigt, 

d) Verträge mit Kreistagsabgeordneten, Ausschussmitgliedern oder mit der Landrätin bzw. 
dem Landrat (§ 58 Abs. 1 Nr. 20 NKomVG), die auf einer förmlichen Ausschreibung be-
ruhen oder deren Vermögenswert den Betrag von 20.000 Euro nicht übersteigen. 

 
 

§ 5 
Zusammensetzung des Kreisausschusses 

 
Neben den Mitgliedern nach § 74 Abs. 1 Satz 1 NKomVG gehören die Erste Kreisrätin/der 
Erste Kreisrat sowie die Kreisrätinnen/die Kreisräte dem Kreisausschuss mit beratender 
Stimme an. 
 
 

§ 6 
Beamte auf Zeit 

 
Außer der Landrätin/dem Landrat werden die allgemeine Vertreterin/der allgemeine Vertreter 
als Erste1. Kreisrätin/1Erster. Kreisrat sowie drei weitere leitende Beamtinnen/Beamte, 
welche die Bezeichnung Kreisrätin/Kreisrat führen, in das Beamtenverhältnis auf Zeit 
berufen. 
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§ 7 

Anregungen und Beschwerden 
 
(1) Sind Anregungen und Beschwerden i. S. d. § 34 NKomVG von mehr als fünf Personen 
unterzeichnet, so ist eine Person zu benennen, die berechtigt ist, die Gruppe der Ein-
gebenden zu vertreten.  
 
(2) Die Landrätin bzw. der Landrat kann von der eingebenden Person fordern, die Anregung 
oder Beschwerde in der für eine ordnungsgemäße Beratung erforderlichen Anzahl einzu-
reichen. Die Beratung kann in diesen Fällen bis zur Einreichung der notwendigen Unterlagen 
ausgesetzt werden.  
 
(3) Anregungen und Beschwerden, die nicht Angelegenheiten des Landkreises Rotenburg 
(Wümme) betreffen, sind ohne Beratung von der Landrätin bzw. dem Landrat unter Angabe 
der zuständigen Stelle zurückzugeben. Eingaben, die weder Anregungen noch Beschwerden 
zum Inhalt haben (z. B. Fragen, Erklärungen, Ansichten usw.), sind ebenfalls ohne Beratung 
zurückzugeben.  
 
(4) Für die Prüfung der Anregungen und die Erledigung der Beschwerden ist der Kreis-
ausschuss zuständig.  
 
(5) Von der Prüfung einer Anregung oder der Erledigung einer Beschwerde soll abgesehen 
werden, wenn deren Inhalt einen Straftatbestand erfüllt oder wenn gegenüber bereits 
erledigten Eingaben kein neues Sachvorbringen ersichtlich ist. Die Prüfung einer Anregung 
oder die Erledigung einer Beschwerde kann abgelehnt werden, wenn die Anregung oder 
Beschwerde Gegenstand eines noch nicht abgeschlossenen Rechtsbehelfs- oder Rechts-
mittelverfahrens ist.  
 
(6) Die Landrätin bzw. der Landrat unterrichtet die Eingebenden über die Art der Behandlung 
der Anregung oder der Beschwerde. 
 
 

§ 8 
Verkündungen und öffentliche Bekanntmachungen 

 
(1) Satzungen und Verordnungen sowie öffentliche Bekanntmachungen des Landkreises 
werden im elektronischen Amtsblatt des Landkreises Rotenburg (Wümme) im Internet unter 
der Adresse www.lk-row.de verkündet bzw. bekannt gemacht.  
 
(2) Bekanntmachungen von Anlagen, insbesondere die zeichnerische Darstellung von Plänen, 
können in der Weise vorgenommen werden, dass in der Verkündung der Satzung angegeben 
wird, an welchem Ort und zu welcher Zeit diese Unterlagen eingesehen werden können.  
 
(3) Ortsübliche Bekanntmachungen erfolgen durch Veröffentlichung im Internet unter der 
Adresse www.lk-row.de. Das Datum der Bereitstellung im Internet gilt als Verkündungs- bzw. 
Bekanntmachungsdatum. Darüber hinaus wird ein entsprechender Hinweis in der Bremer-
vörder Zeitung, der Rotenburger Kreiszeitung und in der Zevener Zeitung veröffentlicht. 
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§ 9 

Inkrafttreten 
 
Diese Hauptsatzung tritt mit dem Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. Gleichzeitig tritt 
die Hauptsatzung vom 15.06.2006 außer Kraft. 



 
 
 
 
 

 
 

 
Bezeichnung: 
 
Antrag der SPD-Kreistagsfraktion vom 09.01.2026: ÖPNV im Landkreis Rotenburg attraktiver 
machen 
 
Sachverhalt: 
 
Mit anliegendem Antrag vom 09. Januar 2026 beantragt die SPD-Kreistagsfraktion den ÖPNV im 
Landkreis Rotenburg attraktiver machen. Folgende Maßnahmen werden dabei als grundlegend 
angesehen, um die Attraktivität des ÖPNV zu steigern: 
 
1. Die Mindestbedienstandards des ÖPNV im LK ROW werden verbessert. 
2. Das Fahrt-Angebot und die Zahl der Direktverbindungen des ÖPNV im LK ROW werden 

ausgebaut. 
3. Für den ÖPNV im LK ROW werden Echtzeitinformationen eingeführt. 
4. Die Barrierefreiheit beim ÖPNV im LK ROW wird flächendeckend ausgebaut. 
 
Darüber hinaus sollen „geeignete Förderprogramme auf Landes- und Bundesebene (…) aktiv 
recherchiert und genutzt werden, um die Umsetzung dieser Maßnahmen zu erleichtern und zu 
beschleunigen.“ 
 
Der Antrag der SPD-Kreistagsfraktion wiederholt im Wesentlichen Maßnahmen, die bereits mit 
dem geltenden „Nahverkehrsplan des Landkreises Rotenburg (Wümme) für den Zeitraum 2023 
bis 2027“ (NVP) vom Kreistag beschlossen wurden. Der NVP wurde im Beteiligungsverfahren 
sowie in den politischen Gremien im Jahr 2022 beraten und beschlossen. Die Erschließungs- und 
Bedienqualität des ÖPNV-Verkehrsangebotes sind im NVP dargelegt (Seite 63). Ebenfalls sind 
Ziele und Maßnahmen des Landkreises im ÖPNV samt deren Priorisierung im NVP dargestellt, 
vgl. Seite 82 NVP. Auch ist dem NVP, ab Seite 86, eine detaillierte Maßnahmeübersicht samt 
Finanzierungszuständigkeit entnehmbar.  
 
Die einzelnen beantragten Maßnahmen der SPD-Kreistagsfraktion müssen unter Beachtung 
folgender Rahmenbedingungen betrachtet werden: 
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Zu 1. Die Mindestbedienstandards des ÖPNV im LK ROW werden verbessert. 
 
Die Anhebung der Mindeststandards auf einen 1-Stunden-Takt erst auf allen Hauptlinien und 
dann auf den Nebenlinien ist bereits im aktuellen NVP als „Anzustrebende ÖPNV-
Angebotsplanung“ beschrieben, vgl. Seite 24 ff. Dabei sind allerdings örtliche Gegebenheiten zu 
beachten, wie zum Beispiel die Siedlungsstruktur, Pendlerverflechtungen, Lärmschutz sowie die 
Wirtschaftlichkeit der Angebotsqualität. Darüber hinaus sind die Mindeststandards nicht isoliert 
zu betrachten. Neben den oben genannten Faktoren müssen auch die Verfügbarkeit von 
Personal und Fahrzeugen sowie die Vertriebsstrukturen miteinander ins Verhältnis gesetzt 
werden.  
 
Zu 2. Das Fahrt-Angebot und die Zahl der Direktverbindungen des ÖPNV im LK ROW 
werden ausgebaut. 
 
Ein pauschaler Ausbau von Direktverbindungen steht dem wirtschaftlichen Ressourceneinsatz 
entgegen. Neben den oben in den Erläuterungen zu Punkt 1) stehenden zu berücksichtigenden 
Faktoren ist die Sinnhaftigkeit von Verbindungen in Bezug auf die Fahrgastnutzung außerhalb 
des Schülerverkehrs zu hinterfragen.  
 
Im Jahr 2024 wurden im Landkreisgebiet im straßengebundenen ÖPNV Verkehrsleistungen in 
Höhe von rund 3.999.514 km erbracht. Der dafür erbrachte Ausgleich an die zuständigen 
Verkehrsunternehmen betrug für das Jahr 2024 rund. 13.516.182 €. 
 
Zu 3. Für den ÖPNV im LK ROW werden Echtzeitinformationen eingeführt. 
 
In der Regel haben die im Landkreis eingesetzten Busse Geräte, die Echtzeitdaten erfassen und 
an die Auskunftssysteme übermitteln können. Dort sind die aktuellen Fahrzeiten wie bei den 
Bahnen auch in den üblichen Auskunftsmedien zu sehen.  
 
Das flächendeckende Aufstellen dynamischer Echtzeitinformationssysteme (DFI) ist nicht 
sinnvoll. Zum einen können gegebene Echtzeitinformationen über die Fahrplaner-App abgerufen 
werden, zum anderen ist der notwendige finanzielle Aufwand in Relation zur Nutzung einzelner 
Linien und Fahrten zu setzen. Darüber hinaus sind nicht überall die technischen 
Voraussetzungen für Echtzeitinformation gegeben.  
 
Zu 4. Die Barrierefreiheit beim ÖPNV im LK ROW wird flächendeckend ausgebaut. 
 
Üblicherweise werden im Landkreis Rotenburg (Wümme) barrierefreie Busse eingesetzt. Die 
barrierefreie Umgestaltung von Haltestellen samt Fahrgastinformationen an Haltestellen ist im 
NVP eine Maßnahme mit hoher Priorität, vgl. Seite 100. Der Landkreis verfügt über ein 
Haltestellenkonzept, das Bestandteil des NVP ist:  eine Prioritätenliste, die in Zusammenarbeit 
mit den Kommunen und Vertretern/Vertreterinnen von Organisation für Menschen mit 
Behinderungen erarbeitet wurde. 
 
Es ist zu berücksichtigen, dass eine alleinige bauliche barrierefreie Gestaltung der Haltestelle 
nicht ausreichend ist. Es müssen auch die Zuwegungen zu den Haltestellen barrierefrei sein. 
Zudem ist bei einer Neugestaltung der Haltestelle bzw. des Umfelds auf sichere 
Überquerungsmöglichkeiten der Fahrbahn zu achten.  
 
Die Zuständigkeiten bei Haltestellen sind aufgeteilt: Für den Mast mit Haltestellenfahne, 
Aushangfahrplan und Tarifinformation ist das Verkehrsunternehmen verantwortlich, für die 
Wartefläche sowie die ergänzende Ausstattung (Fahrgastunterstand, Sitzgelegenheit, 
Beleuchtung, Papierkorb usw.) der jeweilige Straßenbaulastträger, in Ortsdurchfahren jedoch die 
Gemeinde. Die wesentlichen Anforderungen an die bauliche Gestaltung der Haltestellenanlage 
sind bisher: 
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• Warteflächen weisen eine Bordhöhe von mindestens 16 cm auf; 
• Warteflächen sind ausreichend dimensioniert, so dass Rollstuhlfahrer/innen die Rampen 

der Fahrzeuge senkrecht (im rechten Winkel) anfahren können; 
• Taktile Leitstreifen und Aufmerksamkeitsfelder; 
• das Informationsangebot an der Haltestelle (Haltestellenschild, Fahrplanaushang) 

beachtet die Grundsätze der Lesbarkeit für Menschen mit Seheinschränkungen. Das BGG 
fordert darüber hinaus für Informationsangebote das 2-Sinne-Prinzip. Im ÖPNV kommen 
dafür nur Sehen, Hören und Tasten in Frage. Um dem 2-Sinne-Prinzip zu entsprechen, 
wird vorgeschlagen, Lautsprecher an den Fahrzeugen zu installieren 

 
Zur Recherche und Nutzung von Förderprogrammen. 
 
Förderprogramme geben in der Regel nur eine „Anschubfinanzierung“. Allerdings muss der durch 
das Förderprogramm erreichte neue Status Quo nach Ablauf der Förderung zur weiteren 
Aufrechterhaltung selbständig weiter finanziert werden. Darüber hinaus sind viele 
Förderprogramme mit Fördervoraussetzungen verbunden, deren Folgekosten die gewährte 
Förderung übersteigen. Deshalb setzen sich die kommunalen Spitzenverbände für eine 
weitgehende Abschaffung von Förderprogrammen im herkömmlichen Sinn zugunsten einer 
besseren Finanzausstattung der Kommunen ein. 
 
 
 
Der Ausschuss für Wirtschaft und Verkehr hat sich in seiner Sitzung am 03.03.2026 mit dem 
Antrag befasst. Bei der Abstimmung über den Antrag hat der Ausschuss dem Kreisausschuss 
mehrheitlich (6 Ja-Stimmen, 7 Nein-Stimmen) die Ablehnung des Antrages empfohlen. 
 
 
 
 
 
Prietz 
 
 



SPD – Fraktion im Kreistag Rotenburg (Wümme)

S P D - F r a k t i o n i m K T R o t e n b u r g ( W ü m m e )

Landkreis Rotenburg (Wümme)
Herrn Landrat Prietz
Kreishaus
Hopfengarten 2
27356 Rotenburg

Bernd Sievert
Zum Steenshopp 12

27412 Tarmstedt
01577-4209402

sievert.tarmstedt@t-online.de

Tarmstedt, 09.01.2026

Antrag: ÖPNV im Landkreis Rotenburg attraktiver machen

Sehr geehrte Herr Landrat Prietz,

der ÖPNV im Landkreis Rotenburg/W. ist leider nach wie vor wenig attraktiv, oft nicht
zuverlässig und immer noch nicht ausreichend barrierefrei. Ein guter und attraktiver ÖPNV
darf aber kein Privileg städtischer Räume sein. Er ist vielmehr ein wichtiger Standortfaktor,
der die Wohnortwahl positiv beeinflusst und zudem ein elementarer Baustein für die
Verbesserung der Klimabilanz des ländlichen Raumes.

Dies vorausgeschickt beantrage ich namens und im Auftrage der SPD-Kreistagsfraktion das
Folgende.

1. Antrag
Der Kreistagwolle beschließen:

1. Die Mindestbedienstandards des ÖPNV im LK ROW werden verbessert

2. Das Fahrt-Angebot und die Zahl der Direktverbindungen des ÖPNV im LK ROW
wird ausgebaut

3. Für den ÖPNV im LK ROWwerden Echtzeitinformationen eingeführt

4. Die Barrierefreiheit beim ÖPNV im LK ROWwird flächendeckend ausgebaut

Geeignete Förderprogramme auf Landes- und Bundesebene sollen aktiv recherchiert und
genutztwerden, um die Umsetzung dieser Maßnahmen zu erleichtern und zu beschleunigen.

2. Begründung

Zur Verbesserung des Mindestbedienstandards sollten die Taktzeiten so angepasst
werden, dass sie den Bedürfnissen der Bevölkerung besser entsprechen, insbesondere in
Randzeiten und anWochenenden. Die Fahrpläne sollten regelmäßig überprüft und an die
tatsächliche Nachfrage angepasst werden. So werden korrespondieren die Fahrpläne
bessermit den tatsächlichen Bedürfnissen der Menschen.



Mehr Direktverbindungen, reduzieren die Zahl der Umstiege, so dass die Reisezeiten
verkürzt werden. In diesem Zusammenhang sollte auch die Anbindung an Bürgerbusse
stärker integriert werden, um eine nahtlose Mobilität in ländlichen Gebieten zu
gewährleisten. Der Ausbau des Linien-Angebots sorgt für die bessere Anbindung
ländlicher Gebiete an den ÖPNV.

Die Einführung und Verbesserung von Echtzeitinformationen an Haltestellen und in den
Fahrzeugen ist essenziell, um den Fahrgästen eine zeitgemäße und verlässliche Reise-
Planung zu ermöglichen und die Nutzungdes ÖPNV insgesamt zu erleichtern.

Der Ausbau barrierefreier Haltestellen und Fahrzeuge schließlich ist schon aus Gründen
der Teilhabe-Gerechtigkeit unerlässlich, um den ÖPNV für Menschen mit Handicap, ältere
Menschen und Familienmit Kinderwagen grundsätzlich nutzbar zu machen.

Bei der Recherche zu Best Practise Beispielen soll auch gezielt auf digitaleAngebote wie
z.B. „sprinti“ der Verkehrsbetriebe ÜSTRA in Hannover fokussiert werden.

Die beantragten Maßnahmen werden dazu beitragen, den ÖPNV in unserem Kreis
attraktiver, nachhaltiger, nutzerfreundlicher und inklusiver zu gestalten.

Zur Erstberatung des Antrages schlagenwir den Verweis in den Ausschuss fürWirtschaft
und Verkehr vor.

Mit freundlichen Grüßen



 
 
 
 
 

 
 

 
Bezeichnung: 
 
Besetzung von Ausschüssen und Gremien;  
hier: Berufung einer Schülervertreterin/eines Schülervertreters für den Schulausschuss 
 
 
Sachverhalt: 
 
Die bisherige Schülervertreterin der allgemein bildenden Schulen, Frau Mariella Schubert, hat im 
vergangenen Jahr die Schule verlassen. Sie muss deshalb aus dem Schulausschuss abberufen 
werden. 
 
Vorschlagsberechtigt für die Nachfolge ist der Kreisschülerrat. Von dort ist nun der Vorschlag für 
die Nachfolge von Frau Schubert im Schulausschuss mitgeteilt worden:  
Als neuer Vertreter der Schülerinnen und Schüler der allgemein bildenden Schulen soll Herr Leo 
Vetter, Hemsbünde, in den Schulausschuss berufen werden.  
 
 
Beschlussvorschlag: 
 

Die personelle Besetzung des Schulausschusses wird wie folgt neu festgestellt: 
 
Schülervertreter für die allgemeinbildenden Schulen: 
Mitglied: Leo Vetter (Ratsgymnasium Rotenburg) 

 
 
 
 
 
Prietz 
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Bezeichnung: 
 
Satzung des Landkreises Rotenburg (Wümme) über die Betreuung von Kindern während der 
Schulferien und die Erhebung von Kostenbeiträgen für die Inanspruchnahme von Angeboten der 
Ferienbetreuung (Ferienbetreuungssatzung) 
 
 
Sachverhalt: 
 
Zum 01.08.2026 tritt der Rechtsanspruch auf Ganztagsbetreuung für Kinder im Grundschulalter 
in Kraft. Der Anspruch umfasst eine Betreuung an 5 Tagen in der Woche zu je 8 Stunden sowie 
eine Betreuung in den Ferienzeiten (bis auf 4 Wochen Schließzeiten). Während die Grund-
schulträger im Landkreis die Sicherstellung des Rechtsanspruchs auf Ganztagsbetreuung an 
Unterrichtstagen organisieren, obliegt die Organisation eines Angebots zu Ferienzeiten dem 
Landkreis. 
 
Voraussichtlich wird zum 01.08.2026 eine derzeit noch im Gesetzgebungsverfahren im 
Bundestag befindliche Ergänzung des § 24 Abs. 4 SGB VIII in Kraft treten, wonach der Rechts-
anspruch in den Schulferien auch als erfüllt gilt, wenn Angebote der Jugendarbeit nach § 11 SGB 
VIII eines öffentlichen Trägers oder eines anerkannten freien Trägers der Jugendhilfe zur 
Verfügung gestellt werden. 
 
Im Landkreis Rotenburg (Wümme) besteht bislang keine etablierte Struktur an Ferienangeboten, 
die ganztägig stattfinden, insbesondere nicht für Kinder im Grundschulalter. Zu berücksichtigen 
ist zusätzlich, dass mit der flächendeckenden Einführung des Angebots offener 
Ganztagsgrundschulen die an einigen Standorten bislang noch bestehenden Angebote einer 
Hortbetreuung einschließlich der Ferienbetreuung im Hort in den kommenden Jahren vor-
aussichtlich nach und nach zurückgebaut werden, um Doppelstrukturen zu vermeiden. 
 
Die durch den Landkreis geplanten Ferienprogramme sollen im Rahmen der Jugendarbeit nach 
§ 11 SGB VIII durch anerkannte Träger der freien Jugendhilfe gemäß § 75 SGB VIII durchgeführt 
werden. Eine entsprechende europaweite Ausschreibung wurde bereits auf den Weg gebracht. 
 
Besteht in den kreisangehörigen Gemeinden bereits eine langjährig gewachsene Erfahrung mit 
der Organisation der Betreuung in Kindertagesstätten, übernimmt der Landkreis mit der 
Einrichtung des Angebots einer Ferienbetreuung für Grundschulkinder erstmalig eine Aufgabe im 
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Bereich der Tagesbetreuung für Kinder. Für dieses neue Angebot bedarf es einer Satzung, die 
die wesentlichen Regelungen hierzu enthält. 
 
Während das Unterrichts- und Betreuungsangebot in den öffentlichen Ganztagsgrundschulen 
durch Landesmittel finanziert wird, ist für die Ganztagsbetreuung in Ferienzeiten eine finanzielle 
Beteiligung des Landes nicht vorgesehen. Der Landkreis ist infolgedessen gehalten, die 
Sorgeberechtigten an den Kosten für die Inanspruchnahme der Ferienbetreuung zu beteiligen. 
Rechtsgrundlage für die Erhebung von Kostenbeiträgen ist § 90 Abs. 1 SGB VIII. 
 
Bei der Bemessung der Höhe des Kostenbeitrags wird ein angemessener Kostendeckungsgrad 
angestrebt. Da zu den tatsächlich anfallenden Kosten für die Ferienbetreuung und damit auch zu 
dem mit einem Kostenbeitrag zu erreichenden Kostendeckungsgrad derzeit noch keine 
konkretere Aussage getroffen werden kann, ist die Höhe des Kostenbeitrags in § 3 Abs. 2 der im 
Entwurf vorgelegten Ferienbetreuungssatzung zunächst offengelassen worden. Bis zur Sitzung 
wird eine Auswertung der für die Durchführung der Ferienbetreuung eingegangenen konkreten 
Angebote vorliegen, so dass die zu erwartenden Kosten pro Betreuungsplatz und Woche dann 
genauer zu beziffern sein werden. Hierzu wird in der Sitzung unter Berücksichtigung der bis dahin 
ausgewerteten Angebote weiter vorgetragen. 
 
Im Rahmen der Kalkulation für den Haushalt 2026 wurden als Aufwand Kosten pro Be-
treuungsplatz und Woche in Höhe von 315,00 € und als Ertrag ein Kostenbeitrag für einen 
Betreuungsplatz/Woche in Höhe von 150,00 € als Planwerte zugrunde gelegt. 
 
Für die in den Herbstferien 2026 durch den Landkreis erstmalig anzubietenden Ferienprogramme 
ist in den Planungen ein Start des Anmeldeverfahrens spätestens Anfang Juni 2026 vorgesehen. 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 

Der als Anlage beigefügten Satzung des Landkreises Rotenburg (Wümme) 
über die Betreuung von Kindern während der Schulferien und die Erhebung 
von Kostenbeiträgen für die Inanspruchnahme von Angeboten der 
Ferienbetreuung (Ferienbetreuungssatzung) wird zugestimmt. 
 

 
 
 
Prietz 
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Anlage 1 
 
 

Satzung des Landkreises Rotenburg (Wümme) über die Betreuung von Kindern 
während der Schulferien und die Erhebung von Kostenbeiträgen für die 
Inanspruchnahme von Angeboten der Ferienbetreuung 
(Ferienbetreuungssatzung) 
 
Aufgrund § 10 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) in Verbindung 
mit § 90 Sozialgesetzbuch Achtes Buch - Kinder und Jugendhilfe - (SGB VIII) in den jeweils 
gültigen Fassungen hat der Kreistag des Landkreises Rotenburg (Wümme) in seiner Sitzung am 
XX.XX.2026 folgende Satzung beschlossen: 
 
 
Inhaltsübersicht 

§ 1 Allgemeines 

§ 2 Kostenbeitragspflichtige 

§ 3 Kostenbeiträge 

§ 4 Anmeldeverfahren 

§ 5 Fälligkeit des Kostenbeitrags 

§ 6 Abmeldung, Rückerstattung des Kostenbeitrags 

§ 7 Verpflegung 

§ 8 Wegfall / Wechsel des Betreuungsortes 

§ 9 Ermäßigung / Erlass des Kostenbeitrags 

§ 10 Beförderung, Aufsichtspflicht 

§ 11 Auskunfts- und Mitteilungspflichten 

§ 12 Haftung 

§ 13 Datenschutz 

§ 14 Inkrafttreten 
 
 
 

§ 1 Allgemeines 
 

(1) Der Landkreis Rotenburg (Wümme) bietet ab dem 01.08.2026 gemäß § 24 Abs. 4 Achtes Buch 
Sozialgesetzbuch (SGB VIII) während der Schulferien eine Ganztagsferienbetreuung an. Die 
Ferienbetreuung wird in den Osterferien (2 Wochen), den Sommerferien (4 Wochen) und den 
Herbstferien (2 Wochen) angeboten. 
 

(2) Die Ferienbetreuung steht grundsätzlich allen schulpflichtigen Grundschulkindern der 
Jahrgangsstufen 1 bis 4 mit Wohnsitz im Landkreis Rotenburg (Wümme) zur Verfügung. 
Ein Anspruch auf Betreuung besteht gemäß § 24 Abs. 4 SGB VIII im Schuljahr 2026/2027 zunächst 
nur für Kinder, die die erste Klassenstufe besuchen. Im Schuljahr 2027/2028 sind Kinder der 
Jahrgangsstufen 1 und 2, im Schuljahr 2028/2029 Kinder der Jahrgangsstufen 1 bis 3 und ab dem 
Schuljahr 2029/2030 Kinder der Jahrgangsstufen 1 bis 4 anspruchsberechtigt. 
 

(3) Voraussetzung für die Teilnahme an der Ferienbetreuung ist eine Anmeldung für einen 
zusammenhängenden Zeitraum von mindestens einer Woche (Montag bis Freitag). 
 

(4) Für die Teilnahme an der Betreuung ist entsprechend den Regelungen dieser Satzung ein 
öffentlich-rechtlicher Kostenbeitrag gemäß § 90 Abs. 1 Nr. 1 SGB VIII zu entrichten. 
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§ 2 Kostenbeitragspflichtige 

 

(1) Kostenbeitragspflichtig sind Personensorgeberechtigte, mit denen das betreute Kind in einem 
gemeinsamen Haushalt lebt. Wird das Kind nicht nur vorübergehend bei sonstigen Verwandten 
oder Pflegeeltern betreut, treten diese an die Stelle der Personensorgeberechtigten. 
 
(2) Mehrere Kostenbeitragspflichtige haften als Gesamtschuldner. 

 
§ 3 Kostenbeiträge 

 

(1) Die Kostenbeitragspflicht entsteht mit der durch den Landkreis bestätigten Anmeldung zur 
Ferienbetreuung. 
 
(2) Der Kostenbeitrag für die Ferienbetreuung wird jeweils für eine ganze Woche (Montag bis 
Freitag) erhoben und beträgt XXX,00 €, unabhängig von der Anzahl tatsächlich in Anspruch 
genommener Betreuungstage und unabhängig von der tatsächlich in Anspruch genommenen 
täglichen Betreuungszeit. 
 
(3) Die Kosten für die Mittagsverpflegung sind nicht im Kostenbeitrag enthalten und gesondert zu 
begleichen. Kosten für besondere Aktivitäten / Eintritte sind separat zu zahlen und werden nach 
den tatsächlich anfallenden Kosten durch den Veranstalter / Träger abgerechnet. 
 
 

§ 4 Anmeldeverfahren 
 

(1) Über die Vergabe eines Platzes in der Ferienbetreuung entscheidet der Landkreis Rotenburg 
(Wümme) als öffentlicher Träger der Jugendhilfe. 
 
(2) Anmeldungen werden nur berücksichtigt, wenn sie mindestens 8 Wochen vor Beginn des 
Betreuungszeitraums erfolgt sind. Die Anmeldung wird erst durch eine Bestätigung des 
Landkreises Rotenburg (Wümme) wirksam. 
 
(3) Eine Vergabe von Betreuungsplätzen erfolgt zunächst an die anspruchsberechtigen 
Grundschulkinder nach der Reihenfolge der Anmeldungen. 
 
(4) Soweit freie Kapazitäten bestehen, erhalten zunächst Geschwister der angemeldeten 
anspruchsberechtigten Grundschulkinder, die einen Schulkindergarten oder andere 
Jahrgangsstufen der Grundschule besuchen, bevorzugt einen Betreuungsplatz. Im Rahmen der 
zur Verfügung stehenden Kapazitäten erfolgt anschließend eine Berücksichtigung weiterer zur 
Betreuung angemeldeter, nicht anspruchsberechtigter Grundschulkinder, aufsteigend nach 
Jahrgangsstufe und Alter der Kinder. 
 
(5) Auch schulpflichtige, vom Schulbesuch zurückgestellte Kinder können einen Betreuungsplatz 
erhalten, wenn freie Kapazitäten im jeweiligen Ferienprogramm zur Verfügung stehen. 
 
(6) Ab dem Schuljahr 2029/2030 erfolgt die Zuteilung der Betreuungsplätze nach der Reihenfolge 
der Anmeldungen. 
 
 

§ 5 Fälligkeit des Kostenbeitrags 
 

(1) Die durch den Landkreis Rotenburg (Wümme) bestätigte Anmeldung zur Ferienbetreuung ist 
bindend und begründet die Beitragspflicht. 
 
(2) Der Kostenbeitrag für die Ferienbetreuung ist innerhalb von 14 Tagen nach Zugang der 
Anmeldebestätigung zu entrichten. Ist ein Zahlungseingang in diesem Zeitraum nicht zu 
verzeichnen, erfolgt eine automatische Stornierung der Anmeldung. 
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§ 6 Abmeldung, Rückerstattung des Kostenbeitrags 
 

(1) Abmeldungen sind nur wirksam, wenn sie innerhalb der in § 4 Abs. 2 festgelegten Anmeldefrist 
für den vereinbarten Betreuungszeitraum beim Landkreis Rotenburg (Wümme) eingehen. 
 

(2) Im Fall der späteren Abmeldung eines Kindes von der Ferienbetreuung erfolgt die Erstattung 
eines bereits geleisteten Kostenbeitrags ausnahmsweise nur dann, wenn der infolge der 
Abmeldung freiwerdende Betreuungsplatz durch ein nachrückendes Kind aus dem Personenkreis 
der in § 4 Abs. 3 - 5 genannten Kinder belegt werden kann und die Abmeldung spätestens 14 Tage 
vor Beginn des vereinbarten Betreuungszeitraums erfolgt. 
 

(3) Sofern ein Kind an der Ferienbetreuung kurzfristig aus gesundheitlichen und anderen Gründen 
nicht teilnehmen kann, besteht kein Anspruch auf Erstattung des geleisteten Kostenbeitrags. 
 

§ 7 Verpflegung 
 

(1) Getränke und Frühstück bringen die Kinder mit, sofern das jeweilige Ferienprogramm nichts 
Abweichendes regelt. 
 

(2) Kinder, die zur Ferienbetreuung angemeldet sind, nehmen am gemeinsamen, kostenpflichtigen 
Mittagessen teil. 
 

§ 8 Wegfall / Wechsel des Betreuungsortes 
 

(1) In begründeten Fällen besteht die Möglichkeit einer Betreuung an einem anderen Standort als 
ursprünglich vereinbart. Hierunter fallen insbesondere behördliche Anordnungen, geringe 
Anmeldezahlen, unvorhersehbar hoher Erkrankungsstand bei den Betreuungspersonen, 
Wetterereignisse, Schäden oder erforderliche Baumaßnahmen am ursprünglich vereinbarten 
Betreuungsort. 
 

(2) Ein Anspruch auf Erstattung des geleisteten Kostenbeitrags besteht in diesen Fällen nicht. 
 

(3) Kann eine Ferienbetreuung für eine durchgängige Woche nicht durchgeführt und auch an 
einem abweichenden Ort nicht angeboten werden, wird der geleistete Kostenbeitrag erstattet. 
 

(4) Im Falle einer vorübergehenden Schließung der Ferienbetreuung aus zwingenden Gründen 
(z. B. übertragbare Krankheiten nach dem Infektionsschutzgesetz) erfolgt keine ganz oder 
teilweise Erstattung des geleisteten Kostenbeitrags. 
 

§ 9 Ermäßigung / Erlass des Kostenbeitrags 
 

Der Kostenbeitrag für die Ferienbetreuung sowie für die Teilnahme an der Mittagsverpflegung kann 
auf Antrag gemäß § 90 Abs. 2 SGB VIII ganz oder teilweise erlassen werden, wenn die Belastung 
dem Kind und seinen Eltern nicht zuzumuten ist und die Förderung für die Entwicklung des jungen 
Menschen erforderlich ist. 
 

Nicht zuzumuten sind Kostenbeiträge immer dann, wenn Eltern oder Kinder 

- Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts nach dem Sozialgesetzbuch, Zweites Buch 
(SGB II), 

- Leistungen der Hilfe zum Lebensunterhalt oder der Grundsicherung nach dem 
Sozialgesetzbuch, Zwölftes Buch (SGB XII) oder 

- Leistungen nach den §§ 2 und 3 des Asylbewerberleistungsgesetzes 
 

beziehen oder wenn die Eltern des Kindes 

- Kinderzuschlag gemäß § 6a des Bundeskindergeldgesetzes oder 

- Wohngeld nach dem Wohngeldgesetz 
 

erhalten. 
 

Für die Feststellung der zumutbaren Belastung gelten im Übrigen die §§ 82 bis 85, 87, 88 und 92 
Abs. 1 S. 1 und Abs. 2 SGB XII entsprechend. 
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§ 10 Beförderung, Aufsichtspflicht 

 

(1) Es besteht kein Anspruch auf Beförderung des Kindes zum Standort der Ferienbetreuung. Es 
erfolgt insoweit weder eine Organisation der Beförderung noch eine Erstattung von Fahrtkosten. 
 

(2) Die Sorgeberechtigten bzw. Erziehungsberechtigten tragen die Verantwortung für die Kinder 
auf dem Weg zur und von der Ferienbetreuung. 
 
 

§ 11 Auskunfts- und Mitteilungspflichten 
 

Sollten sich nach der Anmeldung und vor bzw. während der Ferienbetreuung Änderungen der 
persönlichen Daten (z. B. Wohnortwechsel, Wechsel der Telefonnummer oder E-Mail-Adresse) 
ergeben, sind diese Änderungen umgehend der Betreuungsleitung und dem Landkreis Rotenburg 
(Wümme) mitzuteilen. 
 
 

§ 12 Haftung 
 

(1) Der Landkreis Rotenburg (Wümme) übernimmt keine Haftung für Krankheit, selbstverschuldete 
Unfälle, Beschädigungen oder den Verlust von Kleidungsstücken oder mitgebrachten 
Gegenständen. 
 
(2) Im Übrigen richtet sich die Haftung nach den gesetzlichen Bestimmungen. 
 
 

§ 13 Datenschutz 
 

(1) Der Landkreis Rotenburg (Wümme) ist berechtigt, die unter Anwendung dieser Satzung 
erhobenen Daten zu verarbeiten und weiterzuleiten, damit die Ferienbetreuung für die Kinder 
organisiert und Kostenbeiträge erhoben werden können. 
 
(2) Konkrete Informationen zum Datenschutz können auf der Homepage des Landkreises 
Rotenburg (Wümme),www.lk-row.de, eingesehen werden. 
 
 

§ 14 Inkrafttreten 
 

Diese Satzung tritt mit Wirkung vom 01.04.2026 in Kraft. 
 
 
 
 
Rotenburg (Wümme), den XX.XX.2026 
 
Landkreis Rotenburg (Wümme) 
Der Landrat 
Prietz 
 



 
 
 
 
 

 
 

 
Bezeichnung: 
 
Änderung der Wohnraumförderung des Landkreises 
 
 
Sachverhalt: 
 
Am 19.09.2024 hat der Kreisaustag die Ausweitung der Wohnraumförderung des Landkreises 
beschlossen. Dadurch wurden Umbauten sowie die Schaffung einzelner Wohneinheiten in die 
Förderung mit aufgenommen, die Anzahl der förderbaren Wohnungen pro Antragsteller erhöht, 
der Zuschuss pro Einzelmaßnahme auf 30.000 € verdoppelt und der vorzeitige Maßnahmen-
beginn ab Antragseingang grundsätzlich zugelassen sowie die Fristen zur Fertigstellung zu 
erhöht. Diese Erweiterung schloss die Lücken der Landesförderung und trug zu einer spürbaren 
Erhöhung der Schaffung von kleinen Wohneinheiten im Landkreis bei. 
 
Es kam jedoch vereinzelt auch dazu, dass ein großer Anteil der Mittel durch einzelne Antragsteller 
in Anspruch genommen wurde, so dass nur noch begrenzte Mittel für weitere Antragsteller 
bereitgestellt werden konnten.  
 
Deshalb wird vorgeschlagen, die Anzahl der jährlich zu fördernden Wohnungen auf maximal 5 
pro Antragsteller oder deren Lebenspartner sowie Verwandte ersten Grades zu begrenzen (siehe 
Anlage, Punkt 4.3). 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 

Die Neufassung der Richtlinie über die Gewährung von Zuwendungen zur 
Schaffung kleiner bezahlbarer Wohnungen im Landkreis Rotenburg 
(Wümme) wird in der vorliegenden Form beschlossen. 

 
 
 
 
Prietz 
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Richtlinie über die Gewährung von Zuwendungen zur Schaffung kleiner 
bezahlbarer Wohnungen im Landkreis Rotenburg (Wümme) 

 

1 Zuwendungszweck, Rechtsgrundlage 

1.1 Die Förderung nach dieser Richtlinie dient der Schaffung zusätzlicher kleiner 
Mietwohnungen im Kreisgebiet im unteren Preissegment für Haushalte mit 
geringem Einkommen.  

1.2 Der Landkreis kann nach Maßgabe der Verwaltungshandreichung 5.1 
Zuschüsse, Zuweisungen und Darlehen aus Kreismitteln im Rahmen der 
jährlich im Haushalt bereitgestellten Mittel gewähren. Die 
Verwaltungshandreichung findet allgemein Anwendung, soweit nicht diese 
Richtlinie spezielle Regelungen enthält.  

1.3 Gefördert wird der Umbau sowie der Ausbau vorhandener Gebäude. 

 

 

2. Förderungsvoraussetzung  

2.1  Der Zuschuss dient zur Schaffung einer Wohnung von mindestens 30 m² und 
höchstens 55 m² Wohnfläche; barrierereduzierte Wohnungen dürfen bis zu 66 
m² Wohnfläche haben. Die Wohnfläche wird nach der Verordnung zur 
Berechnung der Wohnfläche vom 25.11.2003 (BGBl. I Seite 2346) in der 
zurzeit gültigen Fassung (Wohnflächenverordnung – WoflV) ermittelt und 
kaufmännisch auf ganze m² gerundet. 

2.2 Die Wohnung hat dem öffentlichen Baurecht zu entsprechen. Eine 
barrierereduzierte Wohnung muss mindestens den technischen Anforderungen 
entsprechen, die in der Anlage 1 zu dieser Richtlinie beschrieben ist.  

2.3 Es erfolgt keine gleichzeitige Förderung des Vorhabens aus Bundes- oder 
Landesmitteln. Die Förderung im Rahmen einer energetischen Sanierung und 
die steuerlichen Vorteile sind hiervon ausgenommen. 

2.4 Der geförderte Wohnraum wird mindestens zehn Jahre vermietet.  

2.5 Die Vermietung erfolgt während der ersten zehn Jahre nur  

a) an Inhaber eines Wohnberechtigungsscheins gemäß § 3 Absatz 2 des 
Niedersächsischen Wohnraumfördergesetzes vom 29.10.2009 (Nds. GVBl. 
Nr. 24 Seite 403) in der zurzeit gültigen Fassung (NWoFG)1, 

b) an Leistungsbezieher nach dem Asylbewerberleistungsgesetz (AsylbLG), 

c) an zur Unterbringung von Leistungsbeziehern nach dem AsylbLG 
herangezogene kreisangehörige Kommunen zum Zwecke der Unterbringung 
von Asylbewerbern. 

                                                
1   Höhe der Einkommensgrenzen:  
Einpersonenhaushalt: 17.000 € netto/Jahr; Zweipersonenhaushalt: 23.000 € netto/Jahr nach den 
Bestimmungen des § 3 Abs. 2 NWoFG 
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2.6 Der Mieter darf nicht mit dem Antragsteller verheiratet sein, in eingetragener 
Lebenspartnerschaft leben oder in gerader Linie verwandt oder verschwägert 
sein. Der Mieter darf zuvor nicht mit dem Antragsteller in einem Haushalt gelebt 
haben. 

2.7 Die Nettokaltmiete darf die in Anlage 2 festgelegten Monatsbeträge nicht 
überschreiten. 

2.8 Innerhalb des Zeitraums gemäß Ziffer 2.4 sind etwaige Mieterhöhungen 
frühestens nach vier Jahren ab Fertigstellung des geförderten Wohnraums und 
nur nach Maßgabe der §§ 558 und 559 BGB2 zulässig, jedoch darf der Mietzins 
– von einer Erhöhung der Betriebskosten abgesehen – innerhalb von jeweils 
drei Jahren um nicht mehr als 15 % erhöht werden. Die sich hiernach 
ergebende Miete ist auch im Fall der Wiedervermietung einzuhalten.  

 

3. Antragsberechtigte 

Antragsberechtigt sind natürliche und juristische Personen, die Eigentümer des 
jeweiligen Grundstücks sind, auf dem die Wohnungen geschaffen werden, bzw. 
grundstücksgleiche Rechte daran besitzen. 

 

4. Umfang der Förderung 

4.1 Für jede zusätzlich geschaffene kleine Mietwohnung gewährt der Landkreis 
einen Zuschuss in Höhe der Herstellungskosten, höchstens jedoch in Höhe von 
30.000 €, solange und soweit Haushaltsmittel für diesen Zweck zur Verfügung 
stehen.  

4.2 Die Vergabe der Mittel erfolgt in jedem Kalenderjahr in der Reihenfolge des 
Eingangs der Anträge. Übersteigen die beantragten Zuschüsse die in einem 
Kalenderjahr zur Verfügung stehenden Haushaltsmittel, sind die jeweils zuletzt 
gestellten Anträge abzulehnen.  

4.3 Pro Jahr ist die Förderung auf maximal 5 Wohneinheiten pro Antragsteller, 
deren Ehepartner oder in eingetragener Lebenspartnerschaft lebende Personen 
sowie ersten Grades verwandte Personen begrenzt. 

 

5. Antrags- und Bewilligungsverfahren 

5.1 Mit Eingang eines Antrags wird dem vorzeitigen Maßnahmenbeginn zugestimmt. 
Aus der Zustimmung zu einem vorzeitigen Maßnahmenbeginn ergibt sich kein 
Anspruch auf Bewilligung. Maßnahmen, die bereits vor Antragstellung begonnen 
wurden, werden nicht gefördert.  

5.2 Der Antrag auf Gewährung eines Zuschusses ist schriftlich zu stellen. Dem 
Antrag sind Bauzeichnungen im Maßstab 1:100 und eine 
Wohnflächenberechnung nach der WoflV sowie ein Lageplan beizufügen. Die 
baurechtliche Zulässigkeit und die evtl. barrierereduzierte Gestaltung des 

                                                
2 Regelungen über die Miethöhe: §§ 558 und 559 BGB 
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Vorhabens sind zu bestätigen. Außerdem ist die Höhe der Nettokaltmiete 
anzugeben, zu der die Wohnung(en) erstmals vermietet werden soll(en).  

5.3 Bei Vorliegen der Fördervoraussetzungen erteilt der Landkreis einen 
Bewilligungsbescheid. Der Zuschuss wird nur ausgezahlt, wenn die 
geförderte(n) Wohnung(en) innerhalb von zwei Jahren nach Bewilligung fertig 
gestellt worden ist/sind.  

5.4 Die Auszahlung des Zuschusses erfolgt nach Vorlage des Mietvertrags mit einem 
Mieter, der durch eine Bescheinigung gemäß § 3 Absatz 2 NWoFG seine 
Berechtigung zum Bezug einer entsprechenden, mit öffentlichen Mitteln 
geförderten Wohnung nachgewiesen hat, frühestens jedoch nach tatsächlichem 
Bezug der Wohnung durch diesen Mieter. 

5.5 Mieterwechsel sind anzeigepflichtig. Nachfolgende Mieter haben ebenfalls ihre 
Wohnberechtigung nachzuweisen. Der Landkreis ist berechtigt, die 
zweckentsprechende Verwendung des Zuschusses zu prüfen. 

5.6 Wird gegen die im Bewilligungsbescheid genannten Förderbestimmungen 
verstoßen, können die Fördermittel nach Nr. 6 der Verwaltungshandreichungen 
für die Gewährung von Zuschüssen und Zuweisungen aus Kreismitteln ganz 
oder teilweise zurückgefordert werden.  

5.7 Kann der geförderte Wohnraum nicht (mehr) gemäß seinem Förderungszweck 
vermietet werden, kommt eine nachträgliche Freistellung in Betracht. Bei einer 
nachträglichen Freistellung von dem vorgesehenen Verwendungszweck kann 
(ggf. teilweise) vom Widerruf der Fördermittel abgesehen werden. 

 

6 Bereitstellung der Fördermittel 

Über die Höhe der für diesen Zweck zur Verfügung stehenden finanziellen Mittel 
wird im Rahmen der Aufstellung des Haushaltsplans für das folgende 
Haushaltsjahr unter Berücksichtigung der aktuellen Haushaltslage jährlich 
entschieden. 

 

7 Schlussbestimmungen 

Diese Fassung der Richtlinie tritt am 01.07.2026 in Kraft. 



 
 
 
 
 

 
 

 
Bezeichnung: 
 
Konzept für eine klimaneutrale Verwaltung 
 
Sachverhalt: 
 
Der Landkreis ist durch § 18 des niedersächsischen Klimagesetzes dazu verpflichtet, ein Konzept 
für die klimaneutrale Verwaltung zu erstellen.  
 
Das Konzept zeigt, wie die Arbeit der Landkreisverwaltung bis 2040 „klimaneutral“ wird. Dieser 
Begriff bezeichnet das Gleichgewicht zwischen menschengemachten Treibhausgasemissionen 
und dem Abbau von Treibhausgasen durch Senken. Eine Quelle für Treibhausgasemissionen ist 
z.B. das Verbrennen von Erdgas zum Heizen der kreiseigenen Gebäude. Eine natürliche Senke 
wäre z.B. das Pflanzen eines zusätzlichen Baumes, der CO2 aus der Atmosphäre zum Wachsen 
aufnimmt.  
 
Die Ausgangsbilanz aus dem Jahr 2022 zeigt, dass die Landkreisverwaltung durch die Gebäude 
und ihre Energieversorgung vor allem zum Heizen (42,1 % der Emissionen) und für den Strom 
(22,9 % der Emissionen) Treibhausgase emittiert. Damit sind diese beiden Bereiche für über die 
Hälfte der gesamten Treibhausgasemissionen der Landkreisverwaltung verantwortlich. Deshalb 
finden sich im Handlungsfeld „Gebäude und Energie“ die meisten Maßnahmen. Insgesamt 
umfasst der Maßnahmenkatalog elf Maßnahmen in den Handlungsfeldern Ü (Übergeordnete 
Maßnahmen), G (Gebäude und Energie), M (Mobilität) und B (Beschaffung). Die Verwaltung hat 
sich zudem dazu entschlossen, auch die Senken für Treibhausgase auf kreiseigenen Flächen zu 
betrachten. 
 
Das vorliegende Konzept wurde von Januar 2025 bis Februar 2026 vom Sachgebiet Klimaschutz 
im Amt für Kreisentwicklung in einem partizipativen Prozess erstellt. Mit verschiedenen Ämtern 
wurden Fachgespräche und Workshops durchgeführt. Ziel der Partizipation war ein 
abgestimmtes Konzept für die klimaneutrale Verwaltung zu erarbeiten, das anschließend 
umgesetzt werden kann. 
  

 

Besch l ussvor lage  
Amt für Kreisentwicklung  

Tagesordnungspunkt:  11 
 

 

Drucksachen-Nr.:  2021-26/1091 

Status:         öffentlich 

Datum:     06.03.2026 

 
Termin  Beratungsfolge: 

Abstimmungsergebnis 

Ja Nein Enthalt. 

24.02.2026 Ausschuss für Klimaschutz, Umwelt und Planung 

11.03.2026 Kreisausschuss 

18.03.2026 Kreistag 

13 0 0 
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Dr. Meike Düspohl und Nils Kreykenbohm stellen in der Sitzung des Fachausschusses das 
Konzept für eine klimaneutrale Verwaltung vor. 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 

Das „Konzept für eine klimaneutrale Verwaltung“ wird in der vorliegenden Form 
beschlossen. 

 
 
 
 
 
Prietz 
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